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[bookmark: _Toc153214173]1 Einführung ins Thema der Vorlesung
[bookmark: _Toc153214174]1.1 Die Schweiz: Erfolgsgeschichte und Sonderfall
· Reichtum der Schweiz nach WK entstanden
· Pharmaindustrie explodiert
· Luxusprodukte (etc.)
· Starker Dienstleistungssektor, Banken
· Funktionierender, leistungsfähiger Staat, gute öffentliche Dienstleistungen
· Politische Stabilität, einziges Land mit durchgehender Demokratie seit 1848 in Europa, immer gleiche Regierungsparteien im Bundesrat, vertreten etwa 75% der Wähler
· Ort der politischen Beständigkeit
· Erfolgreiche Integration von 3 Sprachgruppen
· Symbolische Erhöhung von Faktoren, welche zur Erfolgsgeschichte der Schweiz beigetragen haben (Mythenbildung):
· Bewaffnete Neutralität
· Föderalismus
· Konkordanz
· Direkte Demokratie
· Politikwissenschaft des Sonderfalls:
· Unterstützung: was können anderen von uns lernen
· Gegenbewegung: Kritik an den Mythen
· Konsensdemokratie = sanfte Form der Repression
· Macht liegt nur in der Hand einiger kleinen Elite, nicht in jener des Volkes
 Betrachtung der Schweiz als politologischer Normalfall:
·  Funktionieren des Schweizer Systems im allgemeinen Kontext
· 1. Theoriegeleitetes Vorgehen: Theorien aufstellen und anhand dessen die Schweiz untersuchen: Welche Merkmale finden sich nur in der Schweiz, welche findet man auch anderswo?
 Theorien zur Trennung von Allgemeinen und Spezifischen
· 2. Internationaler Vergleich: Ähnlichkeit mit anderen politischen Systemen / Eigenheiten der Schweiz
[bookmark: _Toc153214175]1.2 Demokratie-Typen
· Consociationalism = Nation-building in kulturell fragmentierten Ländern
 Wie entsteht in diesen Ländern nationaler Zusammenhalt? (siehe auch 2.1.2 E)
 Gentleman’s agreement
· Eliten dieser Fragmente sind alle an der Macht beteiligt und arbeiten an gemeinsamen Lösungen und Kompromissen
 Konsensdemokratie


· Konsens- vs. Mehrheitsdemokratie
[image: ]
(siehe Vorlesungsnotizen 18.09.2023 für Vgl. Schweiz / UK)
· Wichtige Effekte der Konsensdemokratie:
· Positiv
· Verwaltungseffektivität
· Korruptionskontrolle
· Abwesenheit politischer Gewalt & gewaltsamen innenpolitischen Konflikten
· Weniger gesellschaftliche Ungleichheit
· Höhere Wahlbeteiligung
· Höhere Sozialausgaben pro Kopf
· Umweltqualität
· Neutral
· Wirtschaftswachstum
· Arbeitslosenquote
 «Consensus democracy tends to be the ‘kinder, gentler’ form of democracy»
[bookmark: _Toc153214176]2 Föderalismus
· Prinzipien:
· Exe-, Legis- und Judikative auf nationaler und subnationaler Ebene
· Subnationale Einheiten an politischen Entscheidungen auf nationaler Ebene beteiligt
· Nationale Ebene wacht über Kohärenz der Handlungen der subnationalen Ebene (z.B. Eingriff bei Konflikten zw. Gliedstaaten)
[bookmark: _Toc153214177]2.1 Föderalismus als politisches Projekt
[bookmark: _Toc153214178]2.1.1 Ideengeschichtliche Grundlage: Amerikanische Verfassungsgeschichte
· Nach Unabhängigkeitserklärung 1776: Verfassungsdiskussion
· Partikularisten vs. Föderalisten
· Partikularisten: 13 ehemalige Kolonien bleiben selbstständige Staaten, nur durch Militärbündnisse verbunden, keine weitergehende Integration
· Föderalisten: Erschaffung eines Bundesstaates
· Verfassung von Philadelphia 1787
· Alles was in der Verfassung nicht explizit dem Bund zugewiesen ist = Sache der einzelnen Staaten
 Zwecksbündnis, alles was über den Zweck hinausgeht ist Sache der Staaten
· Bei Delegation von Dingen an den Bund: Beteiligung der Staaten
 Zweikammersystem
[bookmark: _Toc153214179]2.1.2 Schweizer Verfassungsgeschichte
A Das Ancien Régime und Napoleon
· Ancien Régime:
· 13 alten Orte mit Untertanngebiete
· Tagsatzung: Gremium, in dem Dinge besprochen wurden, welche die ganze Eidgenossenschaft betrafen
· Verbreitete Oppositioin:
· Revolutionäre: ländlich, mehr Rechte für ländl. Bevölkerung
· Reformisten: städtisch, wirtschaftliche Freiheiten, gegen Aristokratie (u.A. Peter Ochs und Frédéric de la Harpe)
· 1798: Besetzung durch Napoleon
· Reformisten schreiben neue Verfassung nach franz. Vorbild (von Napoleon beauftragt): Helvetische Republik
· Helvetische Republik (Peter Ochs als erster Chef)
· Zentralstaat: alten Kantone nur noch als Verwaltungsbezirke ohne Autonomie
· Demokratische Institutionen: Legislative (Grosser Rat + Senat), Regierung = Exekutivdirektorium (5 Mitglieder, von Legislative gewählt)
· Bürgerliche Freiheit: Demokratie, Wahl der Legislative durch Bürger
· Wirtschaftliche Freiheit: Abschaffung von Zöllen an Kantonsgrenzen, einheitliche Masse, Währung
· Dreisprachigkeit: Deutsch, Ital., Franz. (vorher nur Deutsch)
· Errungenschaften (auch nach Ende der helvetischen Republik):
· Aufhebung der Rechtsunglichheiten zwischen Alten Orten und Untertanengebieten
· Prinzipien der Rechtsgleichheit, Volkssouveränität & Gewaltenteilung
· Spannungen in Helvetischer Republik: Verfassungsstreit
· Unitarier: Einheitsrepublik
· Föderalisten (u.A. Revolutionäre):Rückkehr zum Staatenbund
 4 Staatsstreiche, bürgerkriegsähnliche Unruhen
· 1803: Waffenstillstand, Schlichtung durch Napoleon: Mediationsakte
· Kantone wiederhergestellt
· Erhaltung bürgerlicher und wirtschaftl. Freiheiten
· Nationale Legis- & Exekutive abgeschafft: Tagsatzung
· Aussenpolitisch enge Bindung an FR
· 1815: volle unabhängigkeit, Zusammenbruch des Napoleonschen Regimes
 Gleichsetzung aller Kantone als Errungenschaft Napoleons

B Restauration (1815 – 1830)
· 1815: Wiener Kongress: viele Monarchien wiederhergestellt (monarchische Restauration), «Gleichgewicht der Grossmächte»  Grossmächte wollen Schweiz als neutraler Pufferstaat zwischen Grossmächten ( immerwährende Neutralität)
· Bundesvertrag von 1815:
· Lockerer Bund von 25 Kantonen, Abschottung der Kantone (keine schweizerische Staatsbürgerschaft mehr, nur kantonale)
· Tagsatzung: begrenzte Kompetenzem, Delegierte an Weisungen der kantonale Regierung gebunden  Konsens schwierig
· Abschaffung bürgerlicher Freiheit, kein Parlament, keine Exekutive, keine demokratischen Wahlen  zurück zur Aristokratie
· Abschaffung wirtschaftlicher Freiheiten:
· Schwere Hungersnot 1816  Getreidehandel mit Kantonen welche am meisten darunter leiden = schwierig
· Verschlimmerung der Wirtschaftskrise
 Auswanderung
· Polarisierung in Freisinn und Konservative
· Konservative: 
· V.A. in katholischen & ländlichen Gebieten
· Gegen starke Zentralregierung
· Politische und kulturelle Stellung der katholischen Kirche bewahren
· Freisinn: 
· V.A. in protestantischen, städtischen & industrialisierten Gebieten
· Liberale Verfassungen
· Stimm- und Wahlrecht für die erwachsenen Männer
· Gewaltentrennung
· Öffentlichkeit der Parlamentsdebatten
· Laizismus: Trennung von Kirche und Staat

C Liberale Regeneration (ab 1830)
· Opposition gegen wirtschaftliche Einschränkung  liberale Bewegung
· Liberale Revolution in Stadtkantonen und neuen Kantonen
 Liberale wollen Revolution auf Bundesebene bringen
· Radikalisierung des Freisinns: Einfluss der Konerservativen schmälern, antiklerikal („Jesuitenhass“, z.B. Schliessung der jesuitischen Klöster im Aargau)
· 1845: Konservative / Katholiken fühlen sich bedroht  Gründung des Sonderbunds
· 1847: liberale mehrheit in Tagsatzung  Auflösung des Sonderbunds durch Waffen (= Sonderbundskrieg)
· Sonderbund erwartet Unterstützung der europ. Grossmächte, diese jedoch selbst innenpolitisch beschäftigt  Sonderbund wird besiegt

D Bundesverfassung von 1848
· Verfassungskomission mit 23 Mitglieder, Liberale in der Mehrheit
· Demokratischer Bundesstaat:
· Bürgerliche und wirtschaftliche Freiheiten, Grundrechte
· Gewaltenteilung, Nationale Institutionen (Exekutive, Legislative)
· Allgemeines Wahlrecht
· Minimalanforderungen für Kantonsverfassungen
· Aufgabenteilung zw. Bund & Kantonen:
· Vertretung der Kantone auf Bundesebene (Ständerat)
· Alle Aufgaben, welche nicht ausdrücklich dem bund zugeschrieben sind, bleiben bei Kantonen
· Aufgaben des Bundes beschränkt, v.A.:
· Wahrung der Neutralität
· Vereinheitlichung von Zollen & Gewichten
· Postwesen
· Inspiration der amerikanischen Verfassung (z.B. zwei Kammern)
· Volksabstimmung im Aug / Sep 1848: Annahme durch verschiedene Tricks der freisinnigen Mehrheit (einstimmige Annahme wäre nötig gewesen)

E Bedingungen, die den multikulturellen Nationalstaat ermöglichten
· Eliten der industrialisierten Kantone eingeschränkt durch Handelsbeschränkungen (Zölle, uneinheitliche Masse & Währungen etc.)  Aufhebung in neuer Verfassung
· Sprachliche Bindung von regionen zum Ausland  Angst, Grossmmächte könnten diese bestzen  Bundesstaat für kollektive Sicherheit
· Kantonale Demokratisierung (siehe Lektüre 2.1.2 C)
· Verbindung von Demokratie- und Föderalismusprinzip
· Befürchtung der Minderheitskantone, Mehrheitsdemokratie könnte zu ewiger Macht der Liberalen führen
· Zentralstaat = Verzicht auf eigene Autonomie
 Mitwirkung beim Bund als Ersatz für den Verlust kantonaler Souveränität
· Ständerat mit 2 Stimmen pro Kanton
· Für Verfassungsänderungen: Volksmehr und Kantonsmehr
· Bindende Entscheidungsregel nur durch Zustimmung beider Räte 
 Einfluss der kleinen Kantone (mehrheitlich konservative) verstärkt
· Nichtzentralisierung
· Bund nur wenige Kompetenzen eingeräumt
· Grösstmögliche Autonomie immernoch bei Kantone

 Erhöhung der Chancen auf Annahme bei Volksabstimmung

 Historischer Kompromis
[bookmark: _Toc153214180]2.2 Institutionen und Funktionsweise
[bookmark: _Toc153214181]2.2.1 Grundprinzipien
· Kompetenzvermutung bei Kantonen
· Art 3 BV: «Die Kantone sind souverän, soweit ihre Souveränität nicht durch die Bundesverfassung beschränkt ist; sie üben alle Rechte aus, die nicht dem Bund übertragen sind» (Subsidiarität: nur jene aufgaben sollten auf höherer Ebene erfüllt werden, welche die Möglichkeiten der tieferen übersteigen)
· Hürde für Aufgabenübertragung an Bund: Volks- und Ständemehr nötig
 Zentralisierungsbremse
· Souveränität der Kantone
· Existenz der Kantone ist garantiert (Auflistung in Art. 1 BV) 
· Freiheit innerer Organisation: Organisationshoheit 
· Freiheit der Wahl ihrer Behörden 
· Keine politische Kontrolle durch den Bund (ausser Gewährleistung der Verf.)
· Ausgedehnte Kompetenzen 
· Eigene finanzielle Ressourcen: Steuerhoheit 
· Gleichberechtigung der Kantone (im Gegensatz zu z.B. DL)
· Rechtliche Gleichheit
· Gleichberechtigte Mitwirkung an Willensbildung auf Bundesebene 
· Je zwei Sitze im Ständerat
· Je eine Stimme bei Ständemehr (ausser sechs Halbkantone: 0.5)
· Aufsichtsfunktion des Bundes
· Grundanforderung an kantonalen Verfassung
· Schutz der verfassungsmässigen Ordnung in Kantonen, greift ein wenn der Kanton diese nicht selbst schützen kann
· Bundesrecht bricht kantonales Recht
[bookmark: _Toc153214182]2.2.2 Institutionelle Ausgestaltung
A Vertikale Institutionen (Mitwirkung der Kantone auf Bundesebene)
· Ständerat
· Begünstigt kleiner Kantone ggü. grösseren
· In meisten Kantonen über Majorz gewählt
· Schützt bis heute die damaligen Sonderbundskantone (fast immer wenn Volks- und Ständemehr auseinander gingen waren SB-Kantone die Gewinner)
· Ständemehr bei wichtigen Volksabstimmungen benötigt
· Standesinitiative: Vorschlag eines Kantons geht an eidgenössische Räte
· Geringe Wirkung: meistens abgelehnt
· Funktionen:
· Protest signalisieren
· Richtet sich eher an kantonales Heimpublikum  Aufmerksamkeit generieren, kantonale Politik soll sich mit dieser Frage befassen
· Lobbying: Mehrere Kantone wollen Aufmerksamkeit für regionales Anliegen generieren
· Kantonsreferendum:
· Durch mind. 8 Kantone ergriffen
· 2003: Steuerreform
· Umsetzung der Bundespolitik meist Kantonen übertragen
· Vernehmlassungsverfahren
· Um zu verhindern, dass Vorlage direkt blockiert wird: man hört sich wichtige polit. Player (z.B. Kantone / grosse Verbände) im Vorfeld zu Entscheiden an
 Beteiligung der Kantone an Diskussionen

B Horizontale Institutionen (Zusammenarbeit zwischen Kantonen)
· Konkordate: interkantonale Vereinbarungen
· Regeln die Zusammenarbeit
· Koordination: kantonale Politikbereich vereinheitlichen
· Beispiele:
· Gemeinsame Infrastruktur (z.B. Poliziekonkordat: 11 Kantone mit gemeinsamer Polizeischule)
· Volksschule: lange sehr unterschiedl. Schulsysteme (anderer Schulbeginn etc.)  «harmos-Konkordat» zur Harmonisierung des Schulsystems: gleich lange etc.
· Kantonsspital beider Basel wäre nicht möglich ohne Konkordat
· Poltische Funktion: Verhinderung einer Zentralisierung dieses Kompetenzbereichs
· Problem
· Demokratiedefizit: Aushandlung durch Regierung: Parlamente können nur als Ganzes annehmen oder ablehnen, Volkswille umgangen
· Schwerfälligkeit (Einstimmigkeit für Änderungen nötig)
· Zurück zu «Staatenbund» anstatt Bundesstaat
· kantonalen Direktoren- und Fachbeamtenkonferenzen
· z.B. Gesundheitsdirektoren-Konferenz
· Diskussion und Informationsaustausch zwischen Kantonen  Einbringung neuer Ansätze in kantonale Politik
· Regionalkonferenzen der Kantonsregierungen (z.B. Gebirskantone)
· Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
· Gegenseitige Abstimmung der kantonalen Interessen gegenüber dem Bund
· Z.B. Kantonsreferendum 2003

C Die Stellung der Gemeinden im Föderalismus
· Gemeindestruktur
· Anzahl: von 3203 (1848) auf 2136 (2023) reduziert  Viele Gemeindefusionen, (fast) immer freiwillig
· Gemeindeautonomie
· Art. 50 Abs. 1 «Die Gemeindeautonomie ist nach Massgabe des kantonalen Rechts gewährleistet»
· Bestandesgarantie (Zwangsfusion möglich: siehe BGE 2001 zu Capriasca (TI)
· Inkl Recht zum zusammenschluss mit anderen Gemeinden
· Organisationsfreiheit
· Grad der Selbstständigkeit: kantonsabhängig ( West- vs. Ostschweiz)
· Bevölkerungsgrösse
· Grosse Städte mit professionellen Parlamenten und Exekutiven 
· Kleine Gemeinden mit gewählten ehrenamtlichen Behördenmitgliedern in Verwaltung
· Fiskale Autonomie: Steuerhoheit
·  Bürger zahlen über Steuern für die Dienstleistung, welche sie verlangen
· Selbständige Erfüllung der Aufgaben
[bookmark: _Toc153214183]2.2.3 Funktionsweise
A Entwicklung der Aufgabenverteilung 
· 1848: wenige Aufgaben beim Bund 
· Seither massiver Ausbau in 5 Bereichen 
· Rechtspolitik: Mehr Recht für Bürger: weniger für Bürgerinnen 
· Nationale Infrastruktur: Universitäten, Atomkraft, Strassenbau, Eisenbahn
· Wirtschaftspolititk: SNB, Umweltschutz, Raumplanung
· Sozialpolitik: 1947 AHV-Gründung (im intern. Vergleich schneidet CH schlecht ab)
· Fiskal- und Finanzpolitik: Mehrwertsteuer
B Aufgabenteilung und Vollzug
· Dual federalism vs. cooperative federalism: von der Schichttorte («layer cake federalism») zum Marmorkuchen («marble cake federalism»)
· Dual Federalism (Schichttorte): Bundes- und Staatenebene haben klare Zuständigkeitsbereiche; z.B. USA, Kanada, Australien
· Cooperative Federalism (Marmor): Keine klare Ordnung, Kompetenzen verflochten
· [image: ]Aufgabenteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden 
· [image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Zahl, Diagramm enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]Wer macht wieviel?
· Starker Ausbau der Ausgaben seit den 50er auf allen Ebenen!
· Wirkung kantonaler Autonomie: 
· Blockaden: z.B. Frauenstimmrecht 
· Nachteil: Übergangsfrist der Einführung der Frauenstimmrechte und deren Abstimmung. Frauen mussten vors Bundesgericht 
· Innovationen: z.B. Drogenpolitik
· Vorteil: Heroinepidemie in C  Kantone haben unaghängig von einander das Problem gelöst: z.B. ZH: saubere Spritze, Orte zum sicheren Konsum  sorgte nicht für mehr sondern gesünderren Konsum  auf Bundesebene eingeführt
 Föderalismus als eine Art Versuchslabor
[bookmark: _Toc153214184]2.3 Herausforderungen und Probleme
· Regeln und Institutionen des Schweizer Föderalismus aus 1848 (vor Hintergrund des Sonderbundkriegs)  Herausgefordert durch Veränderung der strukturellen Bedingungen 
[bookmark: _A_Demographie_der]A Demographie der Kantone 
Problem:
· Kleinräumigkeit der Kantone: Viele Kantone für kleines Land
· CH: 8.7 Mio. EW in 26 Kantonen - > Ø ca. 330’000 EW 
· A: 9 Mio. EW in 9 Bundesländern - > Ø ca. 1 Mio. EW 
· D: 81 Mio. EW in 16 Bundesländern - > Ø ca. 5 Mio. EW 
· USA: 328 Mio. EW in 50 Gliedstaaten - > Ø ca. 6.5 Mio. EW 
· Unterschiede zwischen den Kantonen: 
· Grösster (ZH: 1.6 Mio EW) ca. 100 mal kleinster (AI: ca. 16’300 EW)
· Industriealisierung: viele Menschen in Städte gezogen  Grössenunterschiede haben zugenommen  Zunehmende Spannungen zwischen Föderalismusprinzip (Ständerat, Ständemehr) und Demokratieprinzip (Nationalrat, Volksmehr) 
· Sperrminorität
· Anteil der Stimmenden, der notwendig ist, um eine Vorlage mit Doppelmehr-Erfordernis (Verfassungsänderung) zu Fall zu bringen
· 23 Standesstimmen (20 + 6 * 1/2), d.h. 11 1/2 reichen für Ablehnung (bei 50/50 wird abegelehnt)
· Theoretische Sperrminorität (= wenn in kleinen Kantonen knapp abgelehnt wird und in grossen kantonen einheitlich angenommen): Ca. 9%
· Reale Sperrminorität: 20 - 25%
· Wenn grosse Kantone wachsen und kleine nicht, wird Sperrminorität kleiner

Lösung 1: Gebietsreformen
· Fusionieren von Kantonen (Rumley 2010) bzw. Gemeinden
· «Big is meaningful» vs. «Small is beautiful»
· Kantone: 
· «Ungleiche» Rechte im Ständerat: fusionierte Kantone etwa gleich gross
· Ausgleich von ressourcenarmen und ressourcengleichen Kantone
· Keine Konkordate mehr nötig
· Durchführbarkeit: Hürden für Kantonsfusion sehr hoch
· Verfassungsänderung  Volks und Ständemehr
· Umbau des Ständerats zu Lasten der kleinen Kantone (mehrere zusammen nur noch 1 Stimme)  Sperrminorität steht im Weg
· Entstehung eines neuen Kantons (Jura abgespalten von Bern):
· Siehe Lektüre Notizen Kapitel 7.E.4
· Gemeinden:
· Unterschiedliche Steuersätze etc.  Fusion möglich aber unwahrscheinlich
· Vorhanden für Gemeinden in Agglos (z.B. Lugano, Luzern)

Lösung 2: Reform von Ständerat und Ständemehr
· Gewichtung nach Bevölkerungsgrösse
· Neue Mehrheitsregeln
· Realisierungschance gering: Sperrminorität
 Minderheitenschutz als «Einbahnstrasse»

B Entwicklung der Wirtschaftskraft
Problem:
· Wirtschaftliche Entwicklung und Unterschiede
· Unterschiedliche Grösse der kantonalen Volkswirtschaften: BIP-Anteile 
· Unterschiedliche Wirtschaftskraft: BIP pro Einwohner (Volkseinkommen)
· Unterschiedliche Ressourcen für staatliche Aufgaben: Ressourcenindex
 Stellt Prinzip von Solidarität und Ausgleich auf die Probe
 Wie soll die grosse Differenz in den Summen ausgeglichen werden?
· Standortgunst und Wohlstandsgefälle:
· Unternehmen und Arbeitssuchende wandern zu günstigeren Standorten (Berggebiet  Mittelland; Landgebiet  städtische Zentren)
· In standortbegünstigten Gemeinden: geringere Steuern für gleiche Leistung
 Verstärkung der Entvölkerung, verlieren reiche Steuerzahler
 vergrössert Unterschied in Standortgunst und die regionalen Wohlstandsgefälle
· Grosse Städte bereichern die Kantone
Lösung: Politik des regionalen Ausgleichs:
· [image: Ein Bild, das Text, Rechteck, Diagramm, Schrift enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]Finanzausgleich
· Ressourcenausgleich (Bild nächste Seite):
· Hier: Ressourcen = alles was versteuert wird
· Kantone mit Ressourcenindex > 100  ressourcenstark  zahlen in den Ressourcenausgleich ein
· Kantone mit einem Ressourcenindex < 100  ressourcenschwach  erhalten Mittel aus dem Ressourcenausgleich
[image: ] ist es sinnvoll, dass alle kantone gleiche Mitspracherechte haben, wenn einige viel mehr zahlen als andere?
· Lastenausgleich
· Entlastung für besondere Zahlungen, welche andere Kantone nicht haben: z.B. umfangende Lawinenverbauungen in Bergkantonen
· Setzung von Mindeststandards
· Nächsthöhere Ebene setzt Mindestniveau an öffentliche Leistung (z.B. «genügender Primarunterricht»)  hilft schwächeren Kantonen bei der Erbringung
· Dezentrale Standortförderung
· Dezentrale Ausrichtung des Infrastrukturprogramms (z.B. Postautonetz oder Gotthard- und Lötschbergtunnel)
· Bei raumbedeutsamen Infrastrukturentscheiden: überparteiliche Koalitionen, welche für ihre Region einstehen
· Investitionshilfegesetz (1970 / 1996): 500 Mio. CHF / Jahr an Berggebiete zur Verbesserung der Infrastruktur

C Funktionale Räume
Problem:
· Kantone für viele wichtige Belange zu klein
· Grossregionen: 
· Firmen können sich sehr frei organisieren: Bsp. Migros: Genossenschaften in 10 Regionen aufgeteilt
· Bsp. Rekrutierungszentren Armee in 4 Grossregionen
· BfS: Analyse der Organisation von Unternehmen, Verbände  Schweiz in 10 Verwaltungszonen eingeteilt
 Konkordate: mehrheitlich deckungsgleich mit diesen Verwaltungsräumen
· Sind Unternehmen / Behörden über Kantonsgrenzen hinweg tätig  Personen halten sich in anderen Gebieten auf, als sie stimmberechtigt, Unternehmen zahlen Steuern nur tw. Dort wo sie tätig sind und Infrastruktur benutzen
· Konkordate  erschwerte Transparenz für Bürger, eingeschränkte demokratische Kontrolle
· Agglomerationen
· Vielfältige Formen der horizontalen Zusammenarbeit mit Demokratieproblemen (vgl. Kübler 2014), führt zu Demokratiedefiziten
· Pendeln und Verkehrsnetze zum Beipiel: Integrierte Beschmolzung
· Städtisches Sidlungsgebiet
· Grenzübergreifend (Basel,Genf)
 Wirtschaft und Gesellschaft orientiert sich nicht mehr an Kantonsgrenzen
 stellt Grundsatz der Autonomie in Frage

Lösung:
· Siehe 2.3 A; Lösung 1: Gebietsreformen
· Entflechtung der Aufgaben  Übertragung der Aufgaben auf eine höhere Staatsebene (Gemeinde  Kantone; Kantone  Bund)
[bookmark: _Toc153214185]3 Entscheidungsstrukturen
[bookmark: _Toc153214186]3.1 Wahlen, Parteien und Parteiensystem
[bookmark: _Toc153214187]3.1.1 Wahlsysteme und ihre Wirkungen
· Mehrheitswahlrecht («Majorz)
· Reiner Majorz: Einerwahlkreise, KandidatIn mit relativer Stimmenmehrheit gewinnt ("first-past-the-post")
· z.B. UK, USA, Kanada, Indien
 grosse Wahrscheinlichkeit, dass Person gewählt wird, hinter welcher nicht die Mehrheit steht
· Variationen: mehrere Wahlgänge, Präferenzwahlsysteme ( «Priorisieren» der Kandidaten), u.a.m.
· Verhältniswahlrecht ("Proporz") 
· Reiner Proporz: ein Wahlkreis, Listen gewinnen Sitze im Verhältnis zu den erhaltenen Stimmen
· z.B. Israel, Niederlande, Slowakei 
· Variationen:
· Mehrere Wahlkreise, z.B. Schweiz
· Sperrklauseln: z.B. 5%-Hürde, z.B. DL
· Sitzzuteilungsverfahren
· Personalisierung (Panaschieren kumulieren) z.B. Schweiz
· Folgen des Wahlsystems: "Duvergers Gesetz" (Duverger 1961) 
· Mehrheitswahlrecht  Zweiparteiensystem
· Verhältniswahlrecht  Vielzahl von Parteien 
· Wahlsystem in der Schweiz
· Nationalrat
· Proporz seit 1919
· Kantone als Wahlkreise
· Sitzzuteilungsverfahren nach Hagenbach-Bischoff
· Kantone mit einem NR-Sitz  faktisch reiner Majorz
· Ständerat
· I.d.R. Majorz mit zweitem Wahlgang
[bookmark: _Toc153214188]3.1.2 Wahlverhalten und Wähleranteile in der Partei
· Cleavage-Theorie: 4 klassische gesellschaftliche Spannungen
· Kirche vs Staat (Gründung der Nationalstaaten, Begründung von Macht)
· Zentrum vs Peripherie (z.B. Abschaffung der Kantone, Sonderbundskrieg) 
· Stadt vs Land (unterschiedliche Lebenswelten)
· Arbeits vs Kapital (links vs rechts)
· [image: Table

Description automatically generated]Lipsat Rokkan: Parteien strukturiert durch diese Konfliktlinien, daran ändert sich nichts  Parteiensysteme sind "eingefroren"
· Aber: «Frozen party system» nicht mehr zeitgemäss:
· Z.B. SVP: starken Wählerzuwachs seit 80er, obwohl es seit dann weniger Bauern gibt
· «Dealignment»: abnehmende Parteibindung
· Zunahme Wechselwählerinnen
· Orientierung nach Problemen und Kandidatinnen, weniger nach Parteien
· Aktuell wichtige Konfliktlinien
· Links vs. Rechts (entstanden aus traditionellem Konflikt Arbeit vs. Kapital  auch als Arbeiter kann man rechte Werte haben und die SVP wählen)
· Materialismus vs. Postmaterialismus (Ökologie vs Ökonomie)
· Gewinner vs. Verlierer der Globalisierung: Öffnung vs Abgrenzung
[bookmark: _Toc153214189]3.1.3 Wahlbeteiligung
· In der Schweiz ca. 25% tiefer als im Ausland
· Gründe für Wahlbeteiligung
· Institutionelle Gründe:
· Konkordanz statt Konkurrenz, Wahlen nicht so wichtig  wenig Veränderungen (gleiche Regierungskonstellation seit Jahrzehnten)
· Direkte Demokratie: man kann durch Abstimmungen auch sonst mitbestimmen  geringere bedeutung für Wahlen («low salience» Wahlen)
· Individuelle Gründe:
· «Ressources»: Verständnis, politisches Wissen, Informiertheit (Beeinflusst durch Grad der Ausbildung / Alter)
· «Motivation»: Interesse für Politik (Beeinflusst durch Geschlecht, Alter, Persönlichkeit)
· «Mobilisation»: Kampagnen, Mitgliedschaft in Vereinen/Parteien
· Gründe für Nichtwählerinnen
· Zufrieden Desinteressierte  Unpolitische
· Inkompetente  Geringes politisches Wissen ( keine «Ressourcen»)
· Sozial isolierte  Keine Diskussionen
· Politikverdrossene
· Abstimmende Nichtwählende
[bookmark: _Toc153214190]3.2 Parlament
[bookmark: _Toc153214191]3.2.1 Stellung des Parlaments im politischen System
· Parlament = Oberste Gewalt des Bundes
· Aufgaben und Funktionen:
· Wahl der wichtigsten Bundesbehörden durch vereinigte Bundesversammlung
· Bundesrat
· Bundeskanzler
· 150 Richterinnen in verschiedenen Bereichen des Bundesgerichts
· General (im Kriegsfall)
· Verfassung- und Gesetzgebung (Durchführung im Bundesrat)
· Finanzsteuerung (Budget und Rechnung)
· Kontrolle und Oberaufsicht (GPK/PVK, PUK)
· GPK = Prüfung der Geschäfte des Bundesrats / -Verwaltung
· PUK = Parlamentarische Untersuchungskommission  spezifisch eingesetzt (z.B. Fichenaffäre)
· Keine Unterstellung unter Verfassungsgerichtbarkeit ( Verfassungswidrige Gesetze möglich, Bsp. Masseinwanderungsinitiative), jedoch Referendum möglich
· Präsidiales vs. Parlamentarisches System:
· Präsidialsystem:
· Wahl der Präsidentin durch Volk
· Gesetzgebung bei Parlament ("Arbeitsparlament": Diskussionen mehr auf Problemlösung gerichtet)
· Präsident ernennt Regierungsmitlgieder
· Parlamentarisches System:
· Wahl der Regierung durch Parlament  Mehrheit bildet Regierung
· Parlament kann Regierung abberufen (Misstrauensvotum)
· Regierung kann i.d.R. Parlament auflösen
· Gesetzgebung bei Regierung ("Redeparlament": wenig Problemlösungen, Opposition kritisiert alles, Regierungspartei steht hinter allem der Regierung  Diskussion auf Wirkung in der politischen Öffentlichkeit bedacht)
· Schweiz dazwischen: Wahl der Regierung durch Parlament (jedoch Konkordanz! Und keine Misstrauensvotum), Bundesrat schickt Vorlagen ins Parlament, aber diese werden oft Stark verändert oder zurückgewiesen  starke Unabhängigkeit vom Bundesrat
 Schweiz: Arbeitsparlament (insb. Nach Komimissionenreform nach 1990)
· Auslösung von Entscheidungsprozessen:
· Durch Parlament selbst (Vorstossrecht der Parlamentsmitglieder)
1. Parlamentarische Initiative: Parlament arbeitet selbst ein Gesetz aus
1. Motion: Bundesrat muss Massnahme treffen (Z.B. Überarbeitung eines Gesetz / Verordnung)
1. Postulat: Bundesrat muss Bericht erstatten ( Parlament nimmt zu Kenntnis  weiter Handlung nötig oder nicht)
1. Interpellation: Bundesrat muss Antwort geben  Antwort im Parlament diskutiert
1. Anfrage: Bundesrat verfasst schriftliche Antwort  Antwort wird nicht im Parlament dikutiert, hilft oft der Transparenz in gewissen Abläufen
· Durch Bundesrat  Schickt Vorlage ins Parlament (häufigster Auslöser von Gesetzgebungsprozessen)
[bookmark: _Toc153214192]3.2.2 Organisation des Parlaments
Zweikammersystem
· Beide Kammern gleichberechtigt
· Nationalrat: BV: «200 Abgeordnete des Volkes»  als Abbild des Volkes
· Ständerat: BV: «46 Abgeordnete der Kantone»  als Abbild der Kantone
· Beschlüsse müssen von beiden Räten in identischer Form Zustimmung finden
( Differenzbereinigungsverfahren, Einigungskonferenz)
· Vereinigte Bundesversammlung: Pro Jahr vier Sessionen à 3 Wochen (deutlich weniger als in anderen Ländern der Welt)
Parlamentsleitung
· Jede Kammer: «Büro»
· mit Ratspräsidentin, Vizepräsidentin, Stimmenzählerinnen, Fraktionspräsidentinnen
· Planung der Ratsarbeiten (z.B. Sessionsprogramme), Wahl der Mitglieder der Kommissionen (gemäss Fraktionsstärke)
· Bestimmung des Erstrats (= Rat in dem die Vorlage zuerst besprochen wird)
· Auf 1 Jahr gewählte Ratspräsidentin leitet Ratsverhandlungen
Fraktionen
· Mind. 5 Abgeordnete
· I.d.R Fraktionen = deckungsgleich mit Parteien, aber ohne Fraktion kein Anspruch auf Sitz in Kommission  kleinere Parteien in Fraktion grösserer Parteien (zB PdA  SP, EVP  CVP, EDU + Lega  SVP)
· Wichtige Rolle bei Vorberatung der Geschäfte
· Fraktionsdisziplin = wie geschlossen stimmt eine Partei
· Insgesamt relativ niedrig
· Linke stimmen relativ geschlossen (Weniger Leute), Bürgerliche weniger
Kommissionen
· NR: 12 à 25 Mitlgieder; SR: 11 à 13 Mitglieder
· Zur Vorberatung  Wenn Vorlage aus Bundesrat ins parlament kommt, schaut zuerst die betreffende Kommission darauf
· Mitglieder nach Fraktionsstärke
· Arten von Kommissionen
· Sachbereichs-Kommissionen (9)
· Aufsichtskommissionen (2)
· Gemeinsame Kommissionen (3)
· Immunitätskommission (Nur NR)
· Nicht-ständige Kommissionen (PUK, LPK)
 Wichtig für Autonomie des Parlaments
Weitere Ressourcen des Parlamets
· Parlamentsdienste:
· Stabsstelle des Parlaments  Unterstützung in Vorbereitung der Sessionen
· 218 Vollzeit stellen (eher wenig im internationalen Vergleich)
· Parlamentarische Verwaltungskontrolle (PVK):
· Unterstützt GPK
· Unabhängiger Evaluationsdienst in der Bundesversammlung

[bookmark: _Toc153214193]3.2.3 Repräsentation
· Substantielle Repräsentation  der politische Wille der Wahlberechtigten soll angemessen vertreten sein
· Deskriptive Repräsentation: Angemessene Abbildung relevanter soziodemographischer Merkmale
· Va. Geschlecht (Überrepräsentierung von Männern)
· Alter (Überrepräsentierung von Älteren)
· «Schicht» (Überrepräsentierung von Bauern)
Milizparlament
· Auf allen Staatlichen Ebenen: Parlamentsmandat als Nebentätigtkeit
 Milizprinzip: «Leben für die Politik statt Leben von der Politik»
· Parlamentarische Immunität
· Absolute Immunität: vA Schutz der Redefreiheit (Gilt im Parlament)
· Relative Immunität: Ausserhalb (In Zusammenhang mit Mandat)
 Beides gilt nur wenn ein Zusammenhang zwischen Vergehen un der parlamentarischen Debatte besteht ( wird überprüft von Immunitätsk.)
· Entschädigung inkl. Fixum, Sitzungsgelder, Spesen

[bookmark: _Toc153214194]3.2.4 Interessensbindungen
· Nehmen zu (Durchschnittlich 8 Mandate/Person), unterschiedlich je nach Partei
· Starker Einfluss auf Abstimmungsverhalten
· Landwirtschaft, Gewerbe, Arbeitgebende, Gewerkschaften
· Wirtschafts- und Berufsverbände
· Schwacher Einfluss
· Wertebasierte Verbände
 "Doppelte Loyalität" gegenüber Partei/Fraktion und weiteren Mandaten
 Pflicht zur Offenlegung

 «Ein einflussreiches Pseudomilizparlament mit bescheidener Ausstattung»
[bookmark: _Toc153214195]3.3 Regierung und Verwaltung
3.3.1 [bookmark: _Toc153214196]Stellung der Regierung im System
· Bundesrat: Exekutivbehörde
· Führt aus, was Parlament beschliesst (unterstützt durch Verwaltung)
· Von Parlament auf 4 Jahre gewählt ( BR kann nicht abgewählt werden: grosser Unterschied zu parlamentarischem System)
· Vertritt Schweiz nach aussen
· Informiert Bevölkerung
· Bereitet wichtige Entscheide vor
· Verordnungen, Konkretisierungen von Gesetzen
· Grafik (nächste Seite):
· Direktorialsystem (Schweiz einziges Bsp.)
· Relative Unabhängigkeit von Regierung und Parlament, Konflikte möglich durch Wechsel zu neuen Koalitionen, welche nicht hinter Regierung stehen
· [image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Quittung enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]Semipresidentialism (FR):
· Volk wählt Präsident, Parlament wählt Regierung
 wenn Mehrheit im Parlament nicht Partei des Präsidenten angehört: Konflikt zw. Regierung und Präsidenten
· Parliamentary with directly elected PM: juckt nöd, het nöd funktioniert
· Presidential / parliamentary  siehe Kapitel 3.2.1
3.3.2 [bookmark: _Toc153214197]Wahlverfahren und Zusammensetzung
Wahlverfahren
· Formelle Vorgaben zur Zusammensetzung des BR
· Art. 175 BV Abs. 3:«aus allen Schweizerbürgerinnen und Schweizerbürger, welche als Mitglieder des Nationalrats wählbar sind gewählt»
· Art. 175 BV Abs. 4: Rücksicht zu nehmen auf angemessene Vertretung der Landesgegenden und Sprachregionen
· Wahlverfahren bei Gesmaterneuerung
· Absolutes Mehr  mehrere Wahlgänge
 mehrheitsfähige, moderatere Kandidierendem keine «Parteisoldaten»
· Nach einander in Reihenfolge des Amtsalters des bisherigen Amtsinhabers
· Sitze, für welche bisherige Bundesräte kandidieren, werden zuerst besetzt
Zusammensetzung:
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Zahl, Quittung enthält.

Automatisch generierte Beschreibung]
· Direkt nach Gründung: nur Freisinnige
·  Über die Zeit Mitglieder anderer Parteien dazu
· Zauberformel:
· Lange zwischen 1959 und 2003: 2 FDP, 2 CVP, 2 SP, 1 SVP
· 2003: Anpassung an Wähleranteile der SVP  1 CVP, 2 SVP
· Aussergewöhnliche politische Stabilität im internationalen Vergleich, keine Gesamterneuerung des BR seit 1848, BR wurden kaum abgewählt
· Disproportionalität (Gallagher Index): misst Abweichung zwischen Zusammensetzung eines Gremiums zu proportionalen Wählerstärken der Parteien in diesem Gremium
· Formel:
· n = Anzahl Parteien
· Vi = Votes (Stimmenanteil)
· Si = Seats (Sitzanteil)
·  min 0, max 100
 höherer Index desto tiefer ist Proportionalität (nach Wahlen 2023: 12.5)
· Repräsentativität im Bundesrat im Laufe der Zeit besser geworden
· «Panne der Konkordanz» 2007 – 20015: Blocher ersetzt durch Widmer-Schlumpf, Abspaltung der BDP  Untervertretung bzw. Ausschliessung (2008) der SVP im Bundesrat
 Seit 2015: SVP wieder 2 Sitze: wieder «neue Zauberformel»
· Wahlgewinne der Grünen 2019 – nochmals Zunahme der Disproportionalität
· Zukunft der Konkordanz: Parteien sind sich in Fortsetzung der Konkordanz einig, jedoch nicht in der Art und Weise
· Arithmetische vs. Politische Konkordanz (Anteil von 14% Stimmen reicht vs. Partei braucht zusätzlich Willen zur Zusammenarbeit mit anderen Regierungsparteien und Kompromissfähigkeit)
· Was beinhaltet die Zauberformel?
· Je 2 Sitze für die 3 stärksten und 1 Sitz für die Viertstärkste
· Oder Proportionale Zusammensetzung nach Wählerstärke (dann wäre auch 3:2:2 oder 3:2:1:1 möglich)
· Blockbildung für legitimen Sitzanspruch? (z.B. Rechtfertigung des zweiten SP-Sitz über Wähleranteil der SP + Grünen)
· Soll Nichtwiederwahl eines Bundesrates zur Regel werden? (bisher erst 2mal)
· Bestimmt Bundesversammlung oder Partei die Person?  Oft Kandidaten gewählt, welche nicht von der Partei vorgeschlagen wurde
 SVP: nicht von der Partei vorgeschlagen Kandidaten, welche sich zum Bundesrat wählen lassen, werden von der Partei ausgeschlossen
 wurde als Erpressung angesehen
3.3.3 [bookmark: _Toc153214198]Funktionsweise
· Alle Mitglieder gleichberechtigt
· Bundespräsident (jahrweise gewählt): nur Rolle der Sitzungsleitung und z.T. Rolle des formellen Staatsoberhauptes
· Kollegialitätsprinzip
· BV: «Der Bundesrat entscheidet als Kollegium»
· Entscheide:
· Einfache Mehrheitsregel
· 1 Stimme pro Mitglied
· Anwesenheit von mind. 4 Mitglieder, mind. 3 Stimmen für Entscheid
·  Spannung: nach innen: Mehrheitsregel (nicht Einstimmigkeitsregel), nach aussen jedoch «gemeinsame Meinung»  erschwert Verhältnis von Bundesratsmitglied zu seiner Partei
· Departementalprinzip
· Jeder BR Leiter eines Departements  eigene Kompetenzen, die unabhängig vom Kollegium ausgeübt werden
·  2 Rollen: Mitglied der Gesamtbehörde und als Vorsteherin eines Departements 
· Zunehmende Anzahl Aufgaben
3.3.4 [bookmark: _Toc153214199]Regierungsreform
Probleme:
· Zuständigkeit für Departement + Diskussionen als Kollegium  Überbelastung der Mitglieder
· Spannung zwischen Kollegialitätsprinzip und Departementalprinzip:
· Zeitproblem
· bei grossem zeitlichen Aufwand in Departementen  wenig Zeit für Führung im Kollektiv
· Ziele von Gesetzen / Politik können nicht mehr im Kollektiv besprochen werden  verlagert auf Departemente  innerhalb der Departemente: v.A. Expertenkommission und Verwaltung nehmen immer wichtigere Rolle ein, da Bundesräte keine Zeit dafür haben
· Departemente werden instrumentalisiert: Leistungen in Departementen werden zur öffentlichen Profilierung genutzt
 führt zu mangelnder Kohärenz im Gesamtgremium
Reformvorschläge
· Andere Stellung im politischen System
· Volkswahl des BR (nicht umgesetzt)
·  neue Legitimation, besseres Abbild der Wähleranteile
· Schwierige Vertretung z.B. von Sprachminderheiten durch Segmentierung der Medienöffentlichkeit nach Sprachregionen
· Diverse Erfolglose parlamentarische Vorstosse / Volksinitiativen
· Änderung des Wahlverfahren (nicht umgesetzt)
· Proporzwahl  Vermeiden, dass nicht-von-der-Partei-vorgeschlagene Kandidaten gewählt werden
· Listenwahl  Einigung auf gemeinsames Ticket, Regierungsprogramm im Vorfeld der Wahl ( Koalitionsverhandlungen  näher bei parlamentarischem System)
· Verbesserung der Funktionsfähigkeit
· Aufwertung des Bundespräsidiums (nicht umgesetzt)
· Unterstützung / Entlastung des BR
· «Horizontale Erweiterung»: Erhöhung der Anzahl Mitglieder, (nicht umgesetzt)
· «Vertikale Erweiterung»: Delegierte Minister (weitere Ebene von Staatssekretären unter dem Bundesrat über der Verwaltung)  zur Unterstützung / Entlastung des Bundesrats, mehrfach abgelehnt
· Grundidee zwar abgelehnt, aber kleine Reformen: bestimmte Staatssekretäre, welche tw. Bundesrat vertreten dürfen.
· Einrichtung der Bundeskanzlei = Stabsstelle des BR  hilft Geschäfte vorzubereiten / erledigen (umgesetzt)
· Revision Verwaltungsorganisationsgesetz (VOG) 1979 (umgesetzt):
· Aufwertung der Bundeskanzlei
· Schaffung der Generalsekretariate (= Koordinationsgremien in Departementen
· Staatssekretäre (siehe oben) eingeführt
· Persönliche Mitarbeitende für Bundesräte
3.3.5 [bookmark: _Toc153214200]Die Bundesverwaltung
Allgemein
· Bundesverwaltung + BR = Exekutive
· Bundeskanzlei
· Departemente:
· EDA (Äusseres) (Ignazio Cassis)
· EDI (Inneres) (Alain Berset)
· EJPD (Justiz, Polizei) (Elisabeth Baume-Schneider)
· VBS (Verteidigung, Bevölkerungsschutz, Sport) (Viola Amherd)
· EFD (Finanzen) (Karin Keller-Sutter)
· WBF (Wirtschaft, Bildung, Forschung) (Guy Parmelin)
· UVEK (Umwelt, Verkehr, Energie, Kommunikation) (Albert Rösti)
 je 1 Generalsekretariat, insg. 71 Bundesämter (=Organisationseinheiten)
Struktureiert in «4 konzentrischen Kreisen»
1. [image: ]Zentrale Verwaltung (direkt BR unterstellt):
2. Einheiten mit relativer Unabhängigkeit, indirekt geführt (zB Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI), MeteoSchweiz)
3. Einheiten mit eigener Rechtspersönlichkeit (z.B. ETH), nicht direkt vom Bundesrat geführt
4. Privatrechtliche Unternehmen im Besitz des Bundes (zB SBB, Post, Swisscom), nicht (mehr) dem Bund unterstellt, da verselbstständigt
«Allgemeine Bundesverwaltung» (= inneren beiden Kreise)
· Ca. 35000 Angestellte, kein Beamtenstatus
· Meritokratie-Prinzip  Rekrutierung der nach Kriterien der Fachkompetenz ( Patronage-Prinzip = «Vetterli-Wirtschaft»)
· Kriterien der sozio-demographischen Repräsentativität (Geschlechter, Sprachgruppen ( sie nächstes Unterkapitel))
Sprachliche Repräsentativität
· Allgemein:
· 4 Landessprachen
· 3.5 Amtssprachen (= Sprachen, in denen alle Dokumente des Bundes vorhanden sein müssen): rätoromanisch nur im Verkehr mit Personen rätoromanischer Sprache
· 2008: Sprachengesetz  proportionale Vertretung der Sprachgruppen
 Zielbänder:
· Deutsch: 68,5 – 70,5%
· Französisch: 21,5 – 23,5%
· Italienisch: 6,5% – 8.5% 
· Rätoromanisch: 0,5% – 1,0%
· Heute: Realität: Sprachliche Repräsentation insgesamt erreicht
· Unterschiede zwischen den Departementen / Hierarchieebenen
· Grosse Unterschiede in Bundesämtern: in vielen deutschsprachige übervertreten
· Gelebte Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung
· Arbeit wahlweise in deutsch, franz. Oder ital.
· Schriftlich: Produktion von Dokumenten in allen drei Amtssprachen
· Mündlich: jeder spricht die Amtssprache seiner Wahl
 deutschsprachige Überrepräsentation besser geworden aber noch vorhanden
[bookmark: _Toc153214201]3.4 Interessensverbände und soziale Bewegungen
[bookmark: _Toc153214202]3.4.1 Die Rolle von Interessensverbänden: Relevanz
· Definition: Mitgliederorganisation, welche die Berufs- und Standesinteressen einer Gesellschaftsgruppe artikuliert, bündelt und gegenüber den Mitgliedern der Öffentlichkeit, der Regierung und der Verwaltung durch Druckausübung vertritt
· Kategorien von Interessenverbänden:
· Nicht für alle offen:
· Arbeitgeberinnenverbände: Unternehmen (z.B. Arbeitgeberverband)
· Gewerkschaften: Arbeitnehmerinnen (z.B. Gewerkschaftsbund)
· Berufsverbände: Standesinteressen (z.B. FMH, VSUZH)
· Für alle offen:
· Öffentliche Verbände: Ziele in Politikbereichen (z.B. Greenpeace, Operation Libero)
· Kategorielle Verbände: Einsatz für spez. Gruppe (z.B. Pro Infirmis: für Behinderte)
· Rolle von Interessensverbänden
· Ursprung: entstanden aus Zünften
· Zünfte (im Mittelalter):
· Berufsverbände, die reguliert haben, wie und von wem der Beruf ausgeübt werden darf
· Interessen dieser Berufsleute vertreten
· Früher: Man musste Mitglied sein, sonst durfte man den Beruf nicht ausüben
 Forderungen nach Wirtschaftsfreiheit  Zünfte umfunktioniert durch freiwillige Organisationen (Modernisierung)
· Interessenverbände in verschiedenen Demokratiemodellen (Lijphart):
· Mehrheitsdemokratie: Pluralismus
· voneinander unabhängige Interessenverbände versuchen auf unkoordinierte Weise, die Regierung zu beeinflussen (Lobbying)
 z.B. Streik, um Regierung zum Intervenieren zu zwingen
· Regierung als Schiedsrichterin
· Konsensdemokratie: Korporatismus
· Interessenverbände koordinieren sich untereinander (Dachverbände: z.B. Koordination der Arbeitnehmer aller Sektoren) und werden in die Politik einbezogen (Formulierung und Vollzug)
 Anliegen werden eingebracht, bevor es zu Streik kommt
· Verbände stärker einbezogen, an der Macht beteiligt
· Analysen i.d.R. fokussiert auf Verbände im Bereich der Wirtschaftsinteressen (Arbeitgeber – Arbeitnehmer)
[bookmark: _Toc153214203]3.4.2 Die Entwicklung der Wirtschaftsverbände in der Schweiz
· Koalitionsfreiheit (BV): Recht, Vereinigungen zu bilden und diesen beizutreten / sich fernzuhalten
· Wirtschaftsfreiheit (BV): freie Wahl des Berufs und dessen freie Ausübung
· Arbeitgeberverbände:
· Frühe Konstituierung auf nationaler Ebene
· Ursprung im Zunftwesen:  mussten sich 1848 umorganisieren
· Entstehung von Vereinen, wo sich Unternehmer aus versch. Branchen zusammenschlossen
· Mitte des 19. Jhd. Stark fragmentiert  Zsmschluss zu Dachverbänden:
· Schw. Vorgänger von «economiesuisse» 1870
· Schw. Gewerbeverband (Berufsbildung) 1879
· Schw. Bauernverband 1897
· Schw. Arbeitgeberverband (dienstleistungssektorbezogen) 1908
· Arbeitnehmerverbände
· Arbeiterinnenbewegung fragmentiert durch dezentralisierte Industrialisierung / gesellschaftliche Spaltungen (religiös, ideologisch, sprachlich); Repression von Gewerkschaften  Eher späte Konstituierung
· Bsp. Dachverbände:
· Schw. Gewerkschaftsbund (= Arbeitnehmendenverband) 1880
 v.A. Industrie
· Travail.Suisse (2002 Fusion aus Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (1907 von SGB abgespalten) und Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbände (1918 gegründet))
 v.A. Dienstleistungssektor
· Beziehung Arbeitgeber – Arbeitnehmer
· Starke Arbeitskämpfe, Streiks etc.  Ausdehnung von Sozialpartnerschaft durch GAV ( Arbeitszeitenregulierung, Ferienrechte, Mindestlöhne etc.)
·  Streiks etc. stark abgenommen
· Unterschied zu pluralistischem System: Regulierung in GAV ohne Einfluss der Politik, nicht durch Regierung mit Gesetzen
· Allerdings: GAV recht limitiert (2006: 50% der Arbeitnehmenden unter GAV  recht wenig im intern. Vergleich)
 wieder Zunahme der Streiks ab 1990 (auch wegen Ablehnung EWR)
[bookmark: _Toc153214204]3.4.3 Wirtschaftsverbände in der Schweizer Politik
· Mitwirkung bei Politikformulierung
· Teilnahme an ausserparlamentarischen Expertenkommissionen (Verbände mit Know-How über zu regulierende Branchen  als Beratung)
· Mitwirkung im Vernehmlassungsverfahren
· Lobbying im Parlament
· Leitung und Finanzierung von Abstimmungskampagnen
· Mitwirkung bei Umsetzung
· Konsultation / Dienstleistung für Verwaltung  Bsp.: Normen zum Bau von Gebäuden
· Delegation von Vollzugsaufgaben an Verbände: parastaatlicher Politikvollzug
· Bsp. Milchkontingentierung (siehe OneNote Vorlesung 8)
[bookmark: _Toc153214205]3.4.4 Politologische Interpretation
· Einordnung Schweizerisches Verbandsystem: Korporatismus
· Sozialpartnerschaft, national koordinierte Interessenverbände, freiwillige und informelle Kooperation
· ABER: Machtasymmetrie zugunsten Arbeitgeberinnen, dezentralisierte Lohnverhandlungen, schwache Reichweite der GAV
· Starke Einbindung von Verbänden bei der Formulierung und beim Vollzug von öffentlichen Politiken
[bookmark: _Toc153214206]3.4.5 Neueste Entwicklungen und soziale Bewegungen
Neueste Entwicklungen (seit 1990er)
· Globalisierung  Veränderungen, Reorganisationen der Interessenverbände
· Liberalisierungsreformen in vielen Bereichen (z.B. Milchkontingentierung abgeschafft)
· Spannungen zwischen Verbänden der globalen Märkte und solchen der nationalen/lokalen Märkte  Reorganisation der Interessensverbände
 grössere Konkurrenz zwischen Interessensverbänden, schwächere Koordinierung  Schritt in Richtung Pluralismus
· Neue Beziehungen zwischen Interessenverbänden und Politik (z.B. Interessensverbände aus Dachverbänden ausgestiegen  selber Vertreter ins Parlament geschickt  Zunahme and Lobbyismus)
 verstärkte pluralistische Züge
Soziale Bewegungen
· Wirtschaftsverbände oft als einzige wichtige Interessensverbände angesehen
 Entstehung von sozialen Bewegungen: Thematisieren Anliegen ausserhalb der Wirtschaftsverbände und ausserhalb der konventionellen Institutionen
 Streiks, Demonstrationen, tw. Gewalttätig
· Bsp.: Anti-AKW-Bewegung, Frauenbewegung, Friedensbewegung, Jugendunruhen etc
 führen z.T. zu Spaltungen in politischen Parteien (z.B. Entstehung der Grünen)
·  Vertretung neue Anliegen
· Offene politische Opportunitätsstruktur = System, welches Anreiz für soziale Bewegungen schafft
· Voraussetzungen:
· Konkordanzsystem in Regierung (auf nationaler und lokaler Ebene),  Bewegungen finden Verbündete in Regierung
· Direkte Demokratie
· Den Bewegungen wird zugehört
· Folge:
· Begünstigt Entstehung von sozialen Bewegungen
· Führt zu wenig radikalen Ausdrucksformen (z.B. Initiative anstatt gewaltsame Proteste)
[bookmark: _Toc153214207]4 Direkte Demokratie
[bookmark: _Toc153214208]4.1 Die direktdemokratischen Institutionen
[bookmark: _Toc153214209]4.1.1 Demokratietheoretische Vorbemerkung
· Modell der partizipativen, direkten Demokratie:
· Ideengeschichtliche Grundlagen und Autoren
· Jean-Jacques Rousseau (1712 – 1778)
· Moderne Autoren: Barber, Pateman, Habermas, Dryzek u.a.
· Grundprinzipien und -argumente
· Kontrolle der Regierenden durch direkte und häufige Beteiligung
· Erzieherische Wirkung der politischen Beteiligung: Durch Beteiligung an Entscheidungen muss man sich mit Politik, dem Staat etc. auseinander setzen
· Beteiligung vieler verbessert deliberative Qualität der Politik (mehr Debatten  Argumente werden besser  Entscheidungen werden besser)
· Beteiligung führt zu Integration der Gemeinschaft (gesteigerte Identifikation)
· Modell der liberalen, repräsentativen Demokratie:
· Ideengeschichtliche Grundlagen und Autoren:
· John Locke (1632 – 1704)
· Moderne Autoren: Schumpeter u.a.
· Grundprinzipien und -argumente
· Komplexität und Grösse der modernen Gesellschaften
· Überforderung und Inkompetenz der Bürgerinnen (z.B. komplizierte Themen wie OECD Mindeststeuer)
· Delegation der Macht an (auf Politik spezialisierte) Eliten
· Kompetitive Auswahl der Repräsentanten in Wahlen  «competitive elitism» (Wettbewerb  die besten werden gewählt)
[bookmark: _Toc153214210]4.1.2 Übersicht direktdemokratischer Institutionen (Bundesebene)
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Dringliche Bundesbeschlüsse
· Auf Verfassungsgrundlage: Beschluss tritt unmittelbar in Kraft, verfällt aber nach 1 Jahr, falls Referendum ergriffen wird und erfolgreich ist
· Bsp. Corona-Pandemie (mit Verfassungsgrundlage): verschiedene dringliche Beschlüsse  effektivere Bekämpfung der Pandemie, gegen die meisten Referendum ergriffen, keines davon durchgekommen
· Ohne Verfassungsgrundlage: Falls Beschluss mehr als 1 Jahr gelten sollte, kommt Referendum automatisch zum Zug
Fakultatives Referendum:
· In 8% der Fälle ergriffen
· In 43% der Fälle sind Gegner der Vorlage erfolgreich  hohe Erfolgsquote, starkes Instrument
· Wenn hoher Konsens in Schlussabstimmung des Gesetzes
· Grosser Einfluss auf Wahrscheinlichkeit, ob Referendum ergriffen wird
· Kleiner Einfluss auf Erfolgschancen des Referendums, wenn es einmal ergriffen wurde
Volksinitiative
· Auf Totalrevision
· Auf Teilrevision (neuer Artikel, alten streichen / verändern)
· Formuliert: ausgearbeitete Teilrevision (meistbenutzt)
· Allgemeine Anregung: Wird Parlament vorgelegt  Parlament arbeitet Teilrevision der Verfassung im Sinne der Initiative aus 
 wird dem Volk vorgelegt (kaum benutzt, da oft wenig zielführend)
· Einflussmöglichkeiten des Parlaments:
· Gültigkeitsprüfung:
· Einheit der Form und Materie (Bsp. Halbierungsinitiative)
· Einhaltung zwingender Bestimmungen des Völkerrechts
· Gegenvorschlag:
· Direkt (Verfassung): Abstimmung gemeinsam mit Initiative (Doppeltes Ja, Stichentscheid seit 1987)
· Indirekt (Gesetz)  Bsp.: Parlament revidiert Raumplanungsgesetz nach Einreichung der Raumplanungsinitiative  Initiative zurückgezogen
· Ausarbeitung von Gesetzen zur Umsetzung der Initiative
[bookmark: _Toc153214211]4.1.3 Entwicklung der Volksrechte
Auf Kantonsebene
· Direkte Demokratie als Import der französischen Revolution
· Entwicklung zuerst in den Kantonen: 3 Etappen
1. 1830er: Stark repräsentative Verfassungen, nur Verfassungsreferendum 
2. Mitte 19. Jhd.: Vetobewegung: Verlangt Einführung von Volksveto (Erste Kantone: St. Gallen 1831, Waadt: 1845
3. 1860er: «demokratische Bewegungen»  flächendeckende Einführung von Gesetzesinitiativen
Auf Bundesebene
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Zahl enthält.
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«Halbdirekte Demokratie»
· Zusammenwirken von Regierung, Parlament und Volk in einem Gesamtsystem
· Repräsentative + Direkte Demokratie = Halbdirekte Demokratie
[image: Ein Bild, das Text, Quittung, Schrift, Screenshot enthält.
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[bookmark: _Toc153214212]4.1.4 Nutzung der Volksrechte
· Zunehmende Nutzung der direkt-demokratischen Instrumente
· Nutzung v.a. bei Oppositionsinteressen (Opposition nicht systemisch, sondern thematisch)
· Stabile Erfolgsquote bei obligatorischen (und fakultativen) Referenden
· Zunehmende Erfolgsquote der Volksinitiativen
[bookmark: _Toc153214213]4.1.5 Direkte Demokratie in den Kantonen
· Stärker ausgebaute Volksrechte (v.a. Gesetzesinitiative und Finanzreferendum)
· Deutliche Varianz in Ausgestaltung und Nutzung (Stuzer-Index für Grad an direkter Demokratie in Kantonen (Siehe OneNote Vorlesung 9, Folie 19)
· Vgl. Bundesebene:
· Bessere Chancen für Initiativen
· Hohe Annahmeraten für obligatorische Referenden
· Standesinitiative (Bundesparlament muss Thema diskutieren) kann in einigen Kantonen von Volk ausgelöst werden
[bookmark: _Toc153214214]4.2 Direkte & indirekte Wirkung von Referendum und Initiative
[bookmark: _Toc153214215]4.2.1 Referendum: Funktionen und Systemwirkungen
Funktionsweise des fakultativen Referendums
· Erlaubt Ausüben einer ‘fallweisen’ Opposition
· Wenn alle mit Parlamentsvorlage zufrieden sind / keine Gruppe wird schlechter gestellt als vorher  Opposition nicht ausgeübt
 «Pareto-Optimum»
· Pareto-Optimum unwahrscheinlich:
· Mehrheitsregel erlaubt Übergehen von Minderheitspositionen
· Rationale Akteurinnen suchen «minimal winning coalition»
· minimale Mehrheit, die es braucht, um ein Gesetz gerade noch zu verabschieden
· Man muss mit möglichst wenigen Partnern teilen  grosser Anteil der eigenen Interessen
· Erhöht jedoch Wahrscheinlichkeit für Opposition
 Abwägen des Nutzen eines Gesetzes gegen Risiko eines Referendumserfolgs
[image: Ein Bild, das Diagramm, Reihe, parallel enthält.
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 Erklärung siehe OneNote Vorlesung 10
· Bei vollständiger Informiertheit aller Akteurinnen: keine fakultativen Referenden ergriffen, keine Vorlagen in obligatorischen Referenden abgelehnt
 Gründe wieso es trzd. passiert:
· Mehrheitskoalition unterschätzt Opposition
· Minderheitsopposition überschätzt eigene Kräfte
· Referendum durch Aussenseiterinnen (welche nicht an Verhandlungen beteiligt war  Versuch der Verminderung durch Vernehmlassung)
· Wirkung: Status quo verstärkend ( Innovationshemmung)
· Direkt: Scheitern einer Vorlage in der Volksabstimmung
· Indirekt: Mehrheitskoalition sucht Kompromisslösung (Damoklesschwert)
Referendum als institutioneller Treiber der Machtteilung
· Regierungskonkordanz: Kooptierung der referendumsfähigen Parteien
· Vorparlamentarisches Verfahren
· Einbezug referendumsfähiger Akteurinnen in ausserparlamentarischen Kommissionen, Konsultation im Vernehmlassungsverfahren
 Anliegen einbeziehen, Referendum vorzeitig verhindern
· Relativierung des Parlamentes (kleineres Gewicht: wichtige Themen / Einwände bereits in Vernehmlassung behandelt / einbezogen)
· Relativierung (Sciarini 2022):
· Vernehmlassung auch für Vorlagen ohne Referendum (v.A. Verordnungen)  Verhinderung von Referenden nicht einziges Ziel
· Einbezug von nicht-referendumsfähigen Gruppen
· Auswertung der Einwände in Vernehmlassung oft nach Mehrheitslogik
· Folgen der doppelten Innovationshemmung
· Verspätete Entwicklung des Sozialstaats
· Vglweise tiefe Staatsquote (Ausgaben des Staats im Verhältnis zum BIP): 35 %
· Nicht-Engagement in der Aussenpolitik
[bookmark: _Toc153214216]4.2.3 Initiative: Funktionen und Systemwirkungen
· Gaspedal des Schweizerischen Systems: Will Veränderung, nicht Status quo
· Grundmodell: Dilemma zwischen Erfolgschancen und Innovation
Die Vier Funktionen
· Ventil: Durchsetzung einer Forderung gegenüber den Behörden, ablassen politischen «Dampfs» (Geringe Innovation als Preis für hohe Erfolgschance)
· Verhandlungspfand: Druck auf Regierung / Parlament durch Initiative, Gegenvorschlag auszuarbeiten (hohe Erfolgschance nötig, damit es realistisch ist, dass Initiative angenommen wird  geringe Innovation); Schwungrad: Parlament berücksichtigt Teilbegehren von abgelehnter Volksinitiative in späterer Gesetzgebung
· Katalysator: Mobilisierung neuer Tendenzen und Themen (hohe Innovation, geringe Erfolgschance: Das Ziel ist nur, neue Themen überhaupt zum Thema der Politik zu machen)  Bsp.: Armeeabschaffungsinitiative, Folge: Armeereformen
 Umorientierung von Regierung und Parlament
· Wahlhilfe: interne Mobilisierung und Selbstinszenierung  Bsp.: 5 Volksinitiativen zur Reduktion des Ausländeranteils  Profilierung der Überfremdungsparteien (kein allg. gültiger Zusammenhang zw. Innovation und Erfolgschance)
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Schrift enthält.
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Systemwirkungen der Volksinitiative
· Gaspedal: Kompensation der Innovationsschwächen des pol. Systems?
· Bei spezifischen Themen ja, strukturell vielleicht
· Problem der Systemüberlastung durch neue Widersprüche
· Kollisionen zwischen Völkerrecht und Demokratie (z.B. Masseneinwanderungsinitiative)
· Spannungen zwischen Grundrechten und Demokratie (z.B. Unverjährbarkeit von sexuellen Straftaten an Kindern, Minarettverbot)
· Integration der Opposition
· Unzufriedene können Dampf ablassen
· Entradikalisierung von sozialen Bewegungen
· Moderatere Forderungen
· Weniger konfrontative «action repertoires» (Unterschriften sammeln, statt Bundeshaus erobern)
[bookmark: _Toc153214217]4.2.3 Auswirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft
Wirtschaft
· Pessimistische Sicht
· Reformunfähigkeit führt zu Wachstumsschwächen
· Volksinitiativen führen zu erhöhten Staatsausgaben
 jedoch wenig empirische Evidenz
· Optimistische Sicht: Direkte Demokratie führt zu höherer Wirtschaftsleistung
· Empirische Methode: Kantonsvergleiche
· (Finanz-)Referendum bremst den Steuerstaat
· Kein "Robin-Hood-Effekt" der Volksinitiativen (Volksinitiativen führen zu Umverteilung, da der Medianwähler zu denen gehört, die weniger haben)
Gesellschaft
· Problematisch: Potenzial für eine «Tyrannei der Mehrheit»
· Optimistische Sicht:
· Direkte Demokratie verbessert die Steuermoral (macht ehrlicher)
· Nutzungshäufigkeit der direkten Demokratie steigert Zufriedenheit mit der Demokratie
· Direkte Demokratie macht glücklich
[bookmark: _Toc153214218]4.3 Meinungsbildung bei Sachabstimmungen
[bookmark: _Toc153214219]4.3.1 Partizipation: Wer beteiligt sich?
· Wähleranteil: Insgesamt sinkender Trend: Durchschnitt 45%
· Stimmbeteiligung abhängig von Vorlage
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· Selektive Beteiligung: In 10 Abstimmungen nehmen fast 90% mind. 1 mal teil
[image: Ein Bild, das Text, Quittung, Screenshot, Reihe enthält.
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· Knappheitshypothese:
· Eliten erwarten knappes Resultat  intensivere Kampagne (Bild: links)
· Intensiveren Abstimmungskampagnen  höhere Beteiligung ( Mobilisierung durch Eliten wichtig)
[image: Ein Bild, das Reihe, Diagramm, Screenshot enthält.
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· Individualdaten-Analyse (VOX)
· Individuelle Faktoren:
· Geschlecht, Alter, Bildungsniveau
· Interesse an Politik
· Politische Kompetenz: Selbst-Zensur
· Betroffenheit
· Kontextfaktoren ( Einfluss der Vorlage)
· Verständnis der Vorlage
· Intensität der Kampagne ( Interaktionseffekt
· Aus Grafik:
[image: Ein Bild, das Text, Quittung, Reihe, Diagramm enthält.
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· Positiver Zusammenhang zwischen Vorlagenverständnis und Abstimmungswahrscheinlichkeit (weiter rechts  weiter oben)
· Positiver Zusammenhang zwischen Kampagnenintensität und Abstimmungswahrscheinlichkeit
· Ausserdem: Kampagneintensität haben aufklärende Wirkung
 führen zu besserem Verständnis (nicht aus Grafik ablesbar)
[bookmark: _Toc153214220]4.3.2 Der Abstimmungsentscheid: Wissen, Vertrauen, Propaganda
Kompetenzen der Stimmbürger
· 3 Studien zu Verständnis der Vorlage der Bürger:
· Gutes Verständnis: 17% / 46% / 40%
· Mittleres Verständnis: 50% / 24% / 32%
· Schlechtes Verständnis: überall ca. 30%
· Falsch abstimmen weit verbreitet (z.B. Atominitiative: Man denkt mit nein stimmt man gegen Atomkraftwerke, Vorlage war jedoch Bau von Atomkraftwerken schwieriger machen  Nein = für Atomkraftwerke)
· Erklärungsfaktoren
· Individuelle Faktoren: Alter, Bildungsniveau, Betroffenheit, polit. Interesse
· Kontextuelle Faktoren: Komplexität der Vorlage, Intensität der Kampagne
Strategien der Meinungsbildung
· Heuristische Strategien ( Meinungsbildung ohne grossen Zeitaufwand)
· Status-Quo Heuristik: Nein-Sagerinnen
· Vertrauensheuristik: Wahlempfehlungen von Bundesrat und Parlament
· Parteiheuristik: Abstimmungsparolen von Parteien, Verbänden etc. folgen
· Systematische Strategien (Inhaltliche Auseinandersetzung)
· Fliessender Übergang mit heuristischen Strategien
· Bedeutend bei hoher Kampagnenintensität
· Ziemlich weit verbreitet
[bookmark: _Toc153214221]4.3.3 Propagandaregulierungen
· Verbot der politischen Werbung in Fernsehen und Radio
· Regulierungen für staatliche Instanzen
· kein Einsatz öffentlicher Gelder für Propaganda
· Stellungnahme sowie Engagement im Abstimmungskampf von Parlaments-/ BR-Mitglieder erlaubt
· Informationspflicht: sachlich und ausgewogen
· Kaum Regulierungen für privatrechtliche Organisationen
· Parteien, Interessensverbände, etc…
· Transparenzpflicht bei Finanzierung der Kampagnen eingeführt
· Einzige Einschränkung ist Strafrecht
Abstimmungspropaganda - Determinanten dafür, dass Regierung gewinnt
· Parteikoalitionen
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Diagramm, Quittung enthält.
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· Referendum: Je stärker die Koalition ( weiter links, schwarzer Punkt weiter oben), desto Wahrscheinlicher, dass es angenommen wird (weisser Punkt weiter oben) (Referendum angenommen = Vorlage kommt durch)
· Initiativen: grundsätzlich eher abgelehnt, ebenfalls je einiger die Elite, desto wahrscheinlicher ist die Ablehnung der Initiative
· Intensität und Richtung der Kampagnen
· Begrifflichkeiten
· Intensität: höhere Anzahl Anzeigen in Zeitungen = höhere Intensität
· Richtung der Kampagne = Verhältnis der Ja- und Nein-Kampagnen
 Bei Referendum: 1 = 100% der Anzeigen für Ja (= Unterstützung der Regierung)
· Referendum
[image: Ein Bild, das Text, Reihe, Screenshot, Schrift enthält.
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· Höhere Dominanz pro Regierung in Kampagne (weiter rechts)
 Höhere Warsch. dass Referendum angenommen wird
· Bei wenig intensiver Kampagne (oberste Linie) gibt es diesen Zusammenhang auch, ist aber nicht ausschlaggebend: Referendum wird auch bei direction = 0 noch angenommen
· Bei intensiven Kampagnen: ausschlaggebend
· Initiative
[image: Ein Bild, das Text, Quittung, Screenshot, Reihe enthält.
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· Höhere Kampagnenintensität  Warsch. für Erfolg der Regierung nimmt ab (auch ganz rechts bei hundertprozentiger Regierungsdominanz in der Kampagne) = «scheinbar negativer Zusammenhang»
 Grund: Regierung antizipiert Gefahr, dass Initiative angenommen wird  intensiviert Kampagnen bei jenen, welche höhere Wahrscheinlichkeit haben, angenommen zu werden
 Abstimmungen sind nicht «käuflich», aber «Geld hilft», bei knappen Abstimmungen evt. sogar ausschlaggebend, welche Seite mehr investiert

· Veränderung der Abstimmungskampagne
· Kampagnen werden digitaler
· Plakat jedoch nach wie vor Leitmedium für Abstimmungskampagnen
Fazit
· Partizipatorische Demokratietheorie: Direkte Demokratie als Schule für Bürgerinnen?
· Inkompetentes Abstimmen ist verbreitet
· Elitistische Demokratietheorie: Direkte Demokratie überfordert Bürgerinnen?
· Heuristische Strategien erlauben konsistenten Stimmentscheid
· Intensive Kampagnen erhöhen Verständnis und argumentbasierte Strategien
 Auch in direkter Demokratie spielt Elite wichtige Rolle für Qualität des Stimmentscheids
· Elite und Bürgerinnen nicht gegeneinander ausspielen
[bookmark: _Toc153214222]5 Public Policies in der Schweiz
· Public Policy
· «Everything a government chooses to do or not to do»
· Antwort auf ein «Public Problem»
· Etwas soll bewirkt werden: Mobilisiert Handlungsinstrumente
· zB Information, Anreize, Regulation
· zB Subventionen beim Bau von Solaranlagen, Verbote (nicht mehr als 20° C heizen)
· kann auch heissen: nichts tun
[bookmark: _Toc153214223]5.1 Politikformulierung: Entscheidungsprozess
[bookmark: _Toc153214224]5.1.1 Vorparlamentarische Phase
· Impuls: z.B. Parlamentarischer Vorstoss, Bundesratsentscheid, Entscheid von Departement oder Fachamt, Volksinitiative, internationale Vereinbarung
· «Federführung» des zuständigen Departements
· Ämterkonsultation: Einwände anderer Amtsstellen erfassen
· Vernehmlassungsverfahren: Feedback zum Gesetzesentwurf
· Betroffene (zB Kantone)
· Opposition (referendumsfähige Gruppen)
Ablauf
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· Vorgelagert: Expertenkommissionen helfen bei Ausarbeitung des Antrags
· Fachamt beantragt gewisse Änderung
· Ämterkonsultation: Antrag wird innerhalb der Bundesverwaltung an verschiedene Ämter geschickt
· immer: Bundesamt für Justiz ( Wie verhält sich Antrag zum existierenden Bundesrecht) und eidg. Finanzverwaltung ( prüft Kosten des neuen Gesetzes, können wir es uns überhaupt leisten)
· je nach Antrag: weiter Ämter (z.B. Bundesamt für Umwelt etc.) 
 Rückmeldung
· Mitberichtsverfahren: Positionen der verschiedenen Departemente kommen mit Antrag zusammen in BR
 schriftliche «Vordiskussion»
· BR beschliesst Gesetzgebungsauftrag
· Fachamt entwirft Gesetzestext (evt. Inkl. Änderungsvorschläge des BR) und Vernehmlassungsentwurf
· Mitberichtsverfahren
· Wenn BR einverstanden mit Entwurf  Eröffnung des Vernehmlassungsverfahren
· Vernehmlassungsverfahren: Entwurf wird verschickt an Betroffene (z.B. Kantone) & Opposition (referendumsfähige Gruppen)
· Ergebnisbericht der Vernehmlassung mit Stellungnahmen
· Mitberichtsverfahren
· BR: Auftrag für Definitiver Gesetzesentwurf
· Fachamt: definitiver Gesetzesentwurf
· Mitberichtsverfahren
· BR: Genehmigung  Parlamentarische Phase
 ca. 60 % des Entscheidungsprozesses
Entscheidungsabläufe im BR
· Ca 50 Geschäfte pro Sitzung
· Ablauf der Sitzungen
· Teilnehmende: BR, Kanzler/in und Vizekanzler/innen
· Bundespräsident/in leitet Sitzung und erteilt Wort
· Formelle Umgangsformen
· Kaffeepause (informeller Austausch), gemeinsames Mittagessen
[bookmark: _Toc153214225]5.1.2 Parlamentarische Phase
1. Bezeichnung des erstbehandelnden Rates durch Präsidien NR/SR
1. Vorberatung in der zuständigen Kommission des Erstrates
1. Behandlung in den Fraktionen
1. Eintreten und Detailberatung im Plenum des Erstrates  Gesamtabstimmung
(Nicht-Eintreten wäre zurückweisen des Gesetzes  Wiederholung der vp. Ph.)
1. Vorberatung in der Kommission des Zweitrates
1. Eintreten und Detailberatung im Plenum des Zweitrates  Gesamtabstimmung
1. Bei ungleichen Ergebnissen: Differenzbereinigungsverfahren
6. Navettesystem: max drei Beratungen (90% der Differenzen bereinigt)
6. Übrige 10%: Einigungskonferenz aus je 13 Mitgliedern beider Räte
 Diskussion von Lösungen  nochmals NR & SR vorgeschlagen
 über 99 % angenommen
1. Schlussabstimmung (eher formal)
 ca. 40 % des Entscheidungsprozesses
[bookmark: _Toc153214226]5.1.3 Referendumsphase
· Publikation der Gesetzesvorlage im Bundesblatt
· Bei fakultativem Referendum: Frist für Unterschriftensammlung
· Wenn Referendum: Volksabstimmung
· Nach Annahme: Umsetzung (Auftrag ans Fachamt)
5.2 [bookmark: _Toc153214227]Policy-Implementation: Gesetzesvollzug
· Nationaler Vollzug: Behörde des Bundes führt Vollzug durch mithilfe von dezentralen Verwaltungsstellen (selten)
· Föderaler Vollzug: Bund macht Gesetze, Kantone vollziehen
 bestimmendes Vollzugsmodell («kooperativer Föderalismus»)  oft Vollzugsdisparitäten
· Bsp. Vollzugsdisparitäten:
· Prämienverbilligung: im Gesetz: Verbilligung für Menschen, welche «in bescheidenen Verhältnissen» leben  je nach Kanton anders (z.B. Zug grosszügig, ZH weniger)
· Asylwesen: föderalistische Umsetzung des Asylgesetzes  Positive und negative Diskriminierung von Asylsuchenden (NW: 12.4% angenommen; VS: 5.14 % angenommen)
· Gründe für Vollzugsdisparitäten
· Vorgaben klarer Ziele / Regeln  geringe Vollzugsdisparität (z.B. Infrastruktur, Sozialversicherungen)
· Bei Gestaltungsspielräumen  hohe Vollzugsdisparität (z.B. regulatorische Programme)
[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Schrift, Reihe enthält.
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[bookmark: _Toc153214228]6 Schweiz in den internationalen Beziehungen
6.1 Wirtschaftliche Globalisierung
· Hohe Aussenhandelsquote (66 %)  starke Aussenwirtschaftliche Verflechtung
· Wichtig für den Wohlstand der Schweiz (Ca. 1/3 des Wohlstands wird im Ausland verdient)
· Sektoren: Finanzdienstleistungen, chemische und pharmazeutische Industrie, Maschinenbau
· Handelspartnerinnen in Europa, Nordamerika und Asien
· Arbeitsmarkt: Fachkräftemangel  angewiesen auf Ausländerinnen
6.2 Neutralität
· Neutralität als identitätsstiftendes Merkmal, in Umfragen immer stark unterstützt
· Geschichtliche Ursprünge
· Mythos: Schlacht von Marignano 1515  Niederlage  Eidgenossenschaft gibt Expansionsambitionen auf und will sich aus europäischer Politik raushalten
· Erklärung der Tagsatzung von 1674
· Westfälischer Friede
· Neutralität als aussenpolitisches Ziel
· Wiener Kongress 1815  «Anerkennung der immerwährenden Neutralität und der Unverletzbarkeit seines Territoriums»  Schweiz unterschreibt Neutralitätsakt
· Neutralitätsrecht: Völkerrechtliche Grundlagen
· Haager Abkommen  erstmalige Formulierung von Rechten & Pflichten neutraler Staaten
· Genfer Konvention 1948 (= Rechtsgrundlagen des Schweizer Neutralitätsprinzip («Nichtbeteiligung am Krieg anderer Staaten»))
· Neutralitätsrecht: Rechte und Pflichten neutraler Staaten ( Haager Abkommen)
· Recht, mit anderen Staaten Handel zu treiben (Waffenhandel mit kriegstreibenden Staaten möglich)
· Pflicht, beim Verkauf von Kriegsmaterial nicht zwischen kriegsführenden Staaten zu unterscheiden
· In CH: Nach 2. WK Gesetz eingeführt, dass gar kein Kriegsmaterial an kriegsführenden Staaten verkauft werden darf
· Pflicht, nicht in militärischen Konflikten zwischen anderen Staaten zu intervenieren (Verbot direkter Unterstützung)
· Pflicht, kriegführenden Staaten bei ihren militärischen Handlungen nicht zu helfen (Verbot indirekter Unterstützung)
· Z.B. Armeen durch eigenes Territorium marschieren lassen
· Neutralitätspolitik = «Gesamtheit aller Massnahmen, die ein neutrales Land ergreift, um die Glaubwürdigkeit seiner Neutralität zu sichern»
· Neutralität als Mittel zum Zweck (kein Selbstzweck)
· Neutralität in der Schweizer Verfassung nicht festgeschrieben  BR und Parlament müssen sich nur an internationales Neutralitätsrecht halten
· Funktionen der Neutralitätspolitik
· Integrationsfunktion: Verhindern Innerer Konflikte (z.B. 1. WK: Deutschschweiz pro DL, Westschweiz pro FR)
· Unabhängigkeits- oder Schutzfunktion: CH soll nicht in Kriege von Grossmächten hineingezogen werden
· Freihandelsfunktion: Neutralitätsrecht  Recht, mit allen zu handeln
· Gleichgewichtsfunktion: Geostrategisch, Schweiz als Pufferzone  Beitrag zur internationalen politischen Stabilität
· Dienstleistungsfunktion: Anbieten von "guten Diensten"
· Humanitäre Hilfe
· Standorte für internationale Organisationen
· Diplomatische Schutzmachtmandate (z.B. Vertretung der USA im Iran, da USA diplomatische Vertretung eingestellt hat)
· Bestandteile der Neutralitätspolitik
· Militärische Fähigkeit, sich selbst zu verteidigen
· Nicht in militärischen Bündnissen (da z.B. Bündnisfall der NATO eingreifen erzwingen würde)
· Keine Beteiligung an Sanktionen  unterschiedl. Interpretationen: auch Wirtschaftssanktionen?
 Integrale vs. Differenzielle Neutralität:
· Integrale Neutralität: Alle drei Aspekte streng verfolgt
· z.B. 2. WK: keine Sanktionen gegen DL
· Schweiz nicht mal in der UNO  z.B. nicht an UNO-Sanktionen gegen Apartheid-Regime beteiligt, weiter gehandelt
· Differenzielle Neutralität: Aspekt der Sanktionen unterschiedlich strenge Beachtung des letzten Aspekts
 z.B. 1. WK Beteiligung an Wirtschaftssanktionen gegen DL & Österreich-Ungarn

· Bedeutungswandel durch
· Ende des Kalten Kriegs
· Schweiz als Pufferzone nicht mehr nötig
· CH konnte sich nicht mehr leisten, abseits zu stehen
 z.B. Sanktionen gegen Irak übernommen
· Neuartige internationale Bedrohungen
· Terrorismus, Cyber-Kriminalität, Umwelt etc.
·  keine Verhaltensvorschriften im Neutralitätsrecht
 z.B. Bekämpfung von Terrorismus keine Einschränkung der Neutral
· Neu Beurteilung von kriegerischen Konflikten
· Z.B. Übernahme der Sanktionen gg. Russland nach Angriff auf Ukraine
· Europäische Integration (grösste Veränderung)
· Freihandelsfunktion unter Druck gesetzt: EU knüpft vermehrt wirtschaftliche Tätigkeiten an Übernahme gewisser Rechtsprinzipien
6.3 Die Beziehungen Schweiz – EU
6.3.1 Entwicklung der Beziehungen
· Scheitern erster multilateraler Schritte (1955-1972)
· EFTA 1960 als Gegenpol zur EG (später EU)
· Freihandelsabkommen 1972 (72.5% Ja) zw. EG und EFTA
· Stagnation (1972-1986)
· Beziehungen beruhen auf Freihandelsabkommen
· EG macht wenige Integrationsschritte
· Scheitern zweiter multilateraler Schritte (1986-1992)
· EWR Abkommen 1992: Ausweitungen des EG-Binnenmarkts auf EFTA-Staaten 
 CH: 50.3%, 18 Stände Nein, intensiver Abstimmungskampf (78% Stimmbeteiligung), anderen EFTA-Staaten beigetreten
· Der bilaterale Weg (1993 – ?) 
· Personenfreizügigkeit
· Abkommen müssen gesamthaft angenommen werden («Guillotine»)
· Bilaterale I 2000 (67.2% Ja) (Wäre ohne grosse Vernehmlassung & Konzessionen an Gewerkschaften & Linke nicht durchgekommen)
· Bilaterale II 2005 (56 % Ja)
· Schengen-Abkommen, Dublin-Abkommen
· Erodierung des bilateralen Wegs (2021 - ?)
· Verhandlungsabbruch des institutionellen Rahmenabkommens (Hätte automatische Übernahme von EU-Recht bedeutet)
· Schweizer Forschung aus Forschungsprogramm Horizon Europe ausgeschlossen
· Fazit
· Schweiz in Vertragswerk der EU gut integriert
· "Quasi-Mitgliedschaft der EU à la carte" (da nicht überall dabei)
· Gewisse Prinzipien der europäischen Integration bereits übernommen (z.B. Produktzulassung)
6.4 Perspektiven: Globalisierungstrilemma
Globalisierungstrilemma: Koexistenz von Unabhängigkeit des Nationalstaates, Starke Demokratie & Wohlfahrt durch Globalisierung nicht möglich:
· Globalisierung + Unabhängigkeit:
· erfordert starke Regierung, um diese Grundsätze auch gegen Opposition von Globalisierungsverlierern durchzusetzen  auf Kosten der Demokratie (Bsp. China, Singapur)
· Schweiz:
· Nur für grössere Staaten, welche durch ihre Macht die Globalisierung mitbestimmen können, ohne Autonomie einzubüssen (z.B. USA)
·  für Schweiz nicht möglich
· Globalisierung + Demokratie:
· Demokratisierung der supranationalen Institutionen  nationale Autonomieeinschränkungen (Bsp. CH & USA haben aus Gliedstaaten 1 Land gemacht  Souveränität der Kantone eingeschränkt)
· Die meisten Staaten, die der EU beigetreten sind, folgten dieser Option
· Unabhängigkeit + Demokratie:
· kulturelle Eigenheiten & nationale Interessen setzen Globalisierung Grenzen («America First», «Take back control»)
· Schweiz:
· trifft am ehesten auf CH zu
· politische Mehrheit misst nationaler Unabhängigkeit und besonderen Schweizer Demokratie hohen Stellenwert zu  lehnt EU-Mitgliedschaft ab
· Hoffnung, den Grad der Europäisierung selbst zu wählen ging nicht auf:
· Schweiz hängt stärker von EU ab als umgekehrt
· Statische bilaterale Verträge vs. Dynamisches EU-Wirtschaftsrecht (ohne Einflussnahme der Schweiz)
·  EWR und institutionelles Rahmenabkommen als Möglichkeit der Verminderung der asymmetrischen Abhängigkeit (jedoch nicht der «Nicht-Einflussnahme» der Schweiz)
·  Was Will die Schweiz?
· Unabhängigkeit + Demokratie  Keine Europäisierung
· Aktuell: starke Europäisierung (va. in Gesetzgebung), abnehmende Unabhängigkeit, schwächere Position ggüber EU durch Nicht-Mitgliedschaft
·  Wiederspruch zw. Aktueller Lage & Willen der Schweiz  Spannungen in Diskussionen

image6.png
FDP CVP SVP SP

%
TN

Kirche vs. Staat Laizismus Kirchennah Laizismus Laizismus

Zentrum vs. Zentrum Peripherie (Peripherie) Zentrum

Peripherie

Stadt vs. Land Stadt (Land) Land Stadt

Kapital vs. Arbeit Kapital (Kapital) Kapital Arbeit





image7.png
Head of Fixed term
government’s
taking office rests Yes No
on support of
Electorate Presidential . Parliamentary with
(US) i directly elected PM
: (Israel) 1996-2003
| Semipresidentialism (F)
Directorial |
government . Parliamentary
Parliament (Switzerland) (UK)





image8.png
Periode

FDP

CvP

svp

SP

BDP

18481890
1891-1918
1919-1928
1929-1942
1943-1952
1953-1958
1959-2003
2004-2007
2008
2009-2015

2015 -

NN RN WWE W

[S)

—_— 0 W R =

= =

N R R





image9.png
vBS
R ——
for Vortacigung, Bevokerungs:

WeF
Eidgencasischos Departemen
for Wetschat, Bikung und
Forschun

Guy Parmeiin
“toher

chs Dopartomant
v, Energo und

P —

Waltor Thurnherr
Bundeskanzior

e = feiy by &N frires fravte
Ecgentessches ire R— Statsosovarit = S—
P i o v | St ™ Stastsskraaa Bundesamt i Veral
P M £33 Foanciragon S
Sttsostevarit 0r
. I o [— F— W
PoltacheDimkion D Bundesamt G K BAK  Bundesamt 0r sz &) (LRI Pomtvematng ey Shdem Forchegund  ZUERIEL,
p— wpon g ; pr—
Angelegenheiten DEA Bundesarchiv BAR fedpol e Personalamt EPA Landwirtschaft BLW BFE
Direktion fir oot = toetiuit ir Ristung et R Bundesamt fir Strassen
or g Kimaiiogs. | 10 SoreigesErem Sdomtescte oun
iy S amass e FEE e
P r sy Bundosamiir r -
b o i v oo ancom
s
Drektonir robens st e ] [PSRS— |Ses—
= = o Bndesamic | maTectemmanbaen 21 Bunc
DEZA Veterinarwesen BLV SIR s B
Direktion fiir far Statistik Bagentesiacks 1ir Sport fir Bauten PUE far
oR 6FS Frey und Logistik BBL v Raumentwicklung ARE
Ecgmbsssche Frmr—
e Nuklearsicherheits-
Somaverschaningen gy | S0t ooyt - S Nt
Schweizerisches Eidgendssische Eidgendssische Bereich der Eidgends-
precarnioriv Megeorskommission Foamaiauscnt | tnchen echtenan
Svtanee o i e

Schweizerisches
Nationalmusoum SNM

Schweizer Kulturstiftung
Pro Hehetia

Eidgendssische Schiods-
kommission far dio
Verwertung von Urheber-
rochton und verwandten
‘Schutzrechten ESchk

Nationale Kommission zur
Vorhitung von Folter
NKVF

Eidgendssische
Finanzkontrollo EFK

Ponsionskasse dos.
Bundes PUBLICA

Eidgensssischos
Hochschulinstitut far
Borufsbildung EHB

Schweizerische Agontur
ur Innovationsférderung
Innosuisse

Eidgendssischer Daten-
schutz- und Offentlich-
Keitsbeauftragter EDOB




image10.png
Kategorie Anwendungsbereich Bedingungen
Obligatorisches |+ Verfassungsanderungen Automatische Abstimmung,
Referendum + Beitritt zu supranat. Organisationen | Volk und Sténde

Dringliche Bundesbeschliisse ohne
Verfassungsgrundlage (ein Jahr
nach Inkrafttreten)

(«doppeltes Mehr»)

Fakultatives
Referendum

Alle Gesetze
Referendumspflichtige
Bundesbeschlisse

gewisse volkerrechtliche Vertrage
Dringliche Bundesbeschliisse mit
Verfassungsgrundlage (ein Jahr
nach in Krafttreten)

50000 Unterschriften in 100
Tagen, oder acht Kantone.
Volksmehr («einfaches
Mehr»)

Volksinitiative

VI auf Totalrevision der Verfassung

VI auf Teilrevision der Verfassung:
formuliert oder allgemeine Anregung

100°000 Unterschriften in 18
Monaten, Volk und Stande
(«doppeltes Mehr»)





image11.png
Verfassungsreferendum

Verfassungsinitiative auf
Totalrevision

Gesetzesreferendum
fakultativ

Verfassungsinitiative auf
Teilrevision

Staatsvertragsreferendum
obligatorisch

Staatsvertragsreferendum
fakultativ

Resolutives Referendum
(fakultativ/obligatorisch)

Allgemeine Volksinitiative

1848

Reprasentative
Demokratie

1874 1891 1921

1949

1977 2001 2003 2009 2011

Halbdirekte
Demokratie





image12.png
Politische Bedeutung
der Entscheidung

Hochste Wichtigkeit

Hohe Wichtigkeit

Geringere Wichtig-
keit

Normstufe der
Rechtsordnung

Verfassung

Gesetz
Bundesbeschluss

Einfacher Parlaments-
beschluss,
Verordnung

Beratende Behorde

Parlament

Parlament

Parlament

Regierung

Mitwirkung des
Volkes

Obligatorisches
Referendum und
Volksinitiative

Fakultatives
Referendum

Keine




image13.png
Abb.a

Nutzen
A
N,
Ny
) /
>
Status quo max. Veranderung
Abb.b
4
A
1
i
\
0.5
3
0,
0 >
ks ks k;
Status quo max. Veranderung

Legende: N:Nutzen
P: Erfolgswahrscheinlichkeit
k: Kompromisslosung
0q: Risikokurve als Funktion der Oppositionsstarke




image14.png
Ja-Stimme in %

A
erstrebter Nutzen
der Initianten
70%
50%
30%
/ Potenzial der Ja-Stimmen in %
10% —
>
v b I
Status Quo max. Verdnderung

y: Initiative als Verhandlungspfand
lo: durchschnittlicher Stimmenanteil fiir Initiativen
|,: Initiative zur Mobilisierung neuer Tendenzen




image15.png
100

regelmassig Abwesende
80
gelegentlich Teilnehmende
60
40
20
regelmassig Tellnehmende

0
1980 1984 1985 1988 1992 1993 1994 1996 1999 2000 2002 2004 2006 2009 2012 2014 2016




image16.png
eeEgyEgEEEt

5
Number of votes under consideration

1

TIIITITIIE)

-




image17.png
70
70





image18.png
.§ 0.7 +— EES (EWR Abstimmung)

—=a— high intensity

---A--- average

intensity
—¢— low intensity

unaware mod aware fully aware

awareness




image19.png
Figure 1: Type of coalition and outcome of the vote
level of support (¢#) and passage rate (o): percentages

Referendums Initiatives
1000 100.0 <. =
o
- .
4 ~— H
- ]
g s g —
§ 500 * -~ § S00
g g
o o
a [
o
0.0 - - - v - ~ 00 - -

Grand Radical Radical Centre- Centre— Divided Grand Cente- Cenve- Divded

coalition left right  right left  coalison coalition  right left coaliton

N=13 opp. opp. N=35 N=29 N=14 N=10 N=5 N=10 N=3

N= Nedr Fragmentation of government

Fragmentation of government coalition coalition




image20.png
Figure 3: Probability of government success as a function of direction
and intensity of campaign (referendum)
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Figure 3.9: Probability of government success as a function of direction
and intensity of campaign (popular initiative)
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